
Drittes Waffenrechtsänderungsgesetz 2020 

Durch das Dritte Waffenrechtsänderungsgesetz wird das deutsche Recht an die im Jahr 2017 geänderte EU-

Feuerwaffenrichtlinie angepasst. Die Änderung der Richtlinie erfolgte als Reaktion auf die Terroranschläge von 

Paris im Jahr 2015. Um den illegalen Zugang zu Schusswaffen zu erschweren, sollen künftig innerhalb der 

Europäischen Union sämtliche Schusswaffen und ihre wesentlichen Teile über ihren gesamten „Lebenszyklus“ 

hinweg behördlich über die nationalen Waffenregister rückverfolgbar sein. Das Dritte 

Waffenrechtsänderungsgesetz enthält darüber hinaus Erleichterungen für Sportschützen und Jäger. 

Im Wesentlichen enthält das Gesetz folgende Änderungen: 

 Das Fortbestehen des waffenrechtlichen Bedürfnisses wird gemäß den Vorgaben der 

EU-Feuerwaffenrichtlinie alle fünf Jahre erneut überprüft. 

 Sportschützen müssen das Bedürfnis zum Besitz ihrer Waffen durch eine 

Bescheinigung des Schießsportvereins (ab 2026 des Verbands) glaubhaft machen, dass 

sie in den letzten 24 Monaten den Schießsport mindestens einmal alle drei Monate 

oder mindestens sechsmal innerhalb eines abgeschlossenen Zeitraums von jeweils 

zwölf Monaten betrieben haben. Dieser Schießnachweis ist nur mit einer Waffe je 

Kategorie (Lang-/Kurzwaffe) zu erbringen, also maximal mit zwei Waffen. Sind seit 

Eintragung der ersten Schusswaffe in die Waffenbesitzkarte zehn Jahre vergangen, 

reicht für Sportschützen zum Nachweis des fortbestehenden Bedürfnisses eine 

Bescheinigung des Vereins über die Mitgliedschaft aus. 

 In die „gelbe Waffenbesitzkarte“, die für minder gefährliche Schusswaffen 

Verfahrenserleichterungen enthält, können künftig nur noch maximal zehn 

Schusswaffen eingetragen werden. Für weitere Waffen ist das reguläre Verfahren zur 

Eintragung in eine „grüne Waffenbesitzkarte“ zu durchlaufen. 

 Im Rahmen der regelmäßigen Überprüfung der Zuverlässigkeit von Waffenbesitzern 

wird künftig auch eine Auskunft der Verfassungsschutzbehörde eingeholt. Bei 

Mitgliedern in einer verfassungsfeindlichen Vereinigung ist regelmäßig von einer 

waffenrechtlichen Unzuverlässigkeit auszugehen. 

 Jäger dürfen zum Gesundheitsschutz einen Schalldämpfer einsetzen. Außerdem 

können Jäger bei der Jagdbehörde eine Erlaubnis zum Einsatz von Nachtsichttechnik 

beantragen, z.B. um effektiver auf Schwarzwild zur Bekämpfung der Afrikanischen 

Schweinepest zu jagen. 

 Zur Verbesserung der Rückverfolgbarkeit sind alle wesentlichen Teile von 

Schusswaffen, die neu hergestellt oder neu nach Deutschland verbracht werden, zu 

kennzeichnen. Für Waffenhersteller und -händler gelten Anzeigepflichten. 

 "Dekowaffen" (unbrauchbar gemachte Schusswaffen) müssen der Waffenbehörde 

angezeigt werden. Die Anzeigepflicht gilt jedoch erst, wenn die entsprechende Waffe 

überlassen, erworben oder vernichtet wird (Besitzstandsregelung). 

 „Salutwaffen“ (scharfe Schusswaffen, die so umgebaut wurden, dass sie nur noch 

Kartuschenmunition abfeuern können) gehören künftig der waffenrechtlichen 

Kategorie an, der sie vor ihrem Umbau angehörten. 

 „Große Magazine“ (mit mehr als 20 Patronen für Kurz- und 10 Patronen für 

Langwaffen) werden verboten. Bereits erworbene Magazine stehen unter 

Bestandsschutz (Stichtag 13. Juni 2017). Außerdem können Sportschützen eine 

Ausnahmegenehmigung beim Bundeskriminalamt beantragen. 

https://www.stmi.bayern.de/assets/stmi/sus/verfassungsschutz/fragen_und_antworten_drittes_waf

fenänderungsgesetz.pdf 
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